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(Nr. 14393.) Geſetz zur Anderung berggeſetzlicher Vorſchriften. Vom 24. September 1937. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 
Anderung des Allgemeinen Berggeſetzes. 


8 1. 
Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. 
S. 705) in der Faſſung der Geſetze vom 8. April 1894 (Geſetzſamml. S. 41), 7. Juli 1902 (Ge⸗ 
1 S. 255), 18. Juni 1907 (Geſetzſamml. S. 119), 11. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 
74), 3. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 17 und 18) und 9. Juni 1934 (Geſetzſamml. S. 303) 
0 wie folgt geändert: 


1. $ 2 Abſ. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 
(1) Soweit nicht durch Geſetz oder Verordnung Ausnahmen vorgeſehen find, 
ſteht die Aufſuchung und Gewinnung folgender Mineralien nur dem Staate zu: 
a) der Steinkohle; 
b) des Steinſalzes ſowie der Kali-, Magneſia- und Borſalze nebſt den mit dieſen 
Salzen auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden Salzen und Solquellen; 
e) der Braunkohle in den Provinzen Heſſen-Naſſau, Sachſen, Brandenburg, 
Niederſchleſien, Oberſchleſien, Grenzmark Poſen-Weſtpreußen, Pommern und 
Oſtpreußen ſowie in dem Gebiete der Reichshauptſtadt Berlin; 
d) der Eiſenerze in den Hohenzolleriſchen Landen, mit Ausnahme der Rajen- 
eiſenerze. 
(2) Der Staat kann die Ausbeutung eines Bergwerkes, das ihm im Bereich 
dieſes Vorbehalts verliehen iſt, anderen Perſonen übertragen. 


2. § 2 Abſ. 3 und 4 ſowie S 2 a werden aufgehoben. 


3. $ 3 erhält folgende Faſſung: 
§ 3. 

(1) Nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften iſt die Aufſuchung der im § 1 
bezeichneten Mineralien auf ihren natürlichen Ablagerungen — das Schürfen — 
bei den nach S 2 Abf. 1 dem Staate vorbehaltenen Mineralien nur dem Staate, 
den von ihm ermächtigten Perſonen und ihren Beauftragten, ſonſt dagegen jeder⸗ 
mann geſtattet. 

(2) Für Arbeiten zur geophyſikaliſchen Unterſuchung des Untergrundes gelten 
die 88 3 bis 6, 8 und 9 entſprechend. 
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7. 3 10 erhält folgende Faſſung: 
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4. §S 3a Abſ 1 erhält folgenden Satz 2: 


Die Bergbehörde kann Schürfarbeiten auch dann unterſagen, wenn ſie den 


ungeſtörten Betrieb fremder Schürfarbeiten oder eines fremden Bergwerkes be- 


drohen. 


S 4 erhält folgende Faſſung: 


EEE 5.4. 

(1) Auf öffentlichen Plätzen, Straßen und Eiſenbahnen, auf See- und Fluf- 
deichen ſowie auf Friedhöfen iſt das Schürfen verboten. 

(2) Auf anderen Grundſtücken iſt das Schürfen unſtatthaft, wenn nach der 
Entſcheidung der Bergbehörde überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes 
entgegenſtehen. 

(3) Unter Gebäuden und in einem Umkreis um ſie bis zu 60 m, in Gärten 
und eingefriedigten Hofräumen darf nicht geſchürft werden, es ſei denn, daß der 
Grundbeſitzer es ausdrücklich geſtattet oder daß das Oberbergamt das Schürfen aus 
überwiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes zugelaſſen hat. 


S 8 wird wie folgt geandert: 


; § 8. 
1. Im Abſ. 3 werden die Worte „in Gelde“ geſtrichen. 


2. Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 


(4) Wegen der Koſten gilt § 147 entſprechend. 


§ 10. 

(1) Im Felde eines verliehenen Bergwerkes darf nach denjenigen Mineralien 
geſchürft werden, auf welche der Bergwerkseigentümer Rechte noch nicht er— 
worben hat. 

(2) Bedrohen Schürfarbeiten die Sicherheit der Baue oder den ungeſtörten 
Betrieb eines fremden Bergwerkes, ſo kann der Bergwerksbeſitzer verlangen, daß 
der Schürfer ihm vor Beginn der Schürfarbeiten eine angemeſſene Sicherheit für 
die etwa zu leiſtende Entſchädigung beſtellt. Für dieſe Sicherheit gelten § 8 Abſ. 3 
und 4 ſowie 8 9 entſprechend. 


8. §S 14 erhält folgenden Abſ. 3: 


) Eine Mutung iſt auch dann von Anfang an ungültig, wenn die für die 
Ausfertigung der Verleihungsurkunde zu erhebende Verwaltungsgehühr nicht binnen 
der vom Oberbergamt beſtimmten Friſt gezahlt wird. 


9. Als § 38 à wird folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 


§ 38 a. 

(1) Das Oberbergamt hat die Verleihungsurkunde aufzuheben oder zu ändern, 
wenn es auf Antrag oder von Amts wegen nach Anhörung des Bergwerkseigen— 
tümers durch Beſchluß feſtſtellt, daß das Bergwerkseigentum zu Unrecht auf ein 
dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unterliegendes Mineral verliehen 
worden iſt. Darüber, ob dieſe Vorausſetzung erfüllt iſt, ſteht der ordentliche Rechts— 
weg nur nach Maßgabe des Abſ. 2 offen. Der Antrag, eine Feſtſtellung nach Satz 1 
zu treffen, kann nur von einem beteiligten Grundeigentümer und nur binnen der 


im 8 35 Abſ. 2 beſtimmten Friſt geſtellt werden. 


(2) Hat die Bergbehörde einen ſolchen Antrag rechtskräftig als unbegründet 
abgelehnt, jo kann die Nichtverleihbarkeit des Minerals auf dem ordentlichen Rechts 
wege nur von dem Antragſteller und nur binnen einem Monate ſeit Rechtskraft der 
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bergbehördlichen Entſcheidung geltend gemacht werden. Wird das Mineral durch 
rechtskräftiges Urteil für nicht verleihbar erklärt, ſo hat das Oberbergamt die Ver⸗ 
leihungsurkunde aufzuheben oder zu ändern. 

(3) Wird das Mineral durch bergbehördliche Entſcheidung oder durch Urteil für 
nicht verleihbar erklärt, ſo gilt von der Rechtskraft der Entſcheidung oder des Urteils 
ab das Bergwerkseigentum als aufgehoben; der Bergwerkseigentümer kann ſich 
jedoch auf ſein Recht ſolchen Rechtshandlungen gegenüber nicht berufen, die der 
Grundeigentümer vor der Rechtskraft der Entſcheidung oder des Urteils über das 
zu Unrecht verliehene, vom Bergwerkseigentümer aber nicht gewonnene Mineral 
vorgenommen hat. § 160 Abſ. 2, § 163 finden Anwendung. 

(4) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 gelten entſprechend, wenn eine Berechti⸗ 
gung als Bergwerkseigentum im Grundbuch eingetragen iſt, die ſich auf einen vor 
dem Inkrafttreten des Allgemeinen Berggeſetzes liegenden Rechtsvorgang gründet, 
auf den jedoch die geſetzlichen Vorſchriften über das Bergwerkseigentum nach Feſt⸗ 
ſtellung des Oberbergamts nicht anwendbar ſind. 


10. $ 38 b Abſ. 1 wird, wie folgt, gefaßt: 


11 


() Das Bergwerkseigentum an den nach 8 2 Abſ. 1 dem Staate vorbehaltenen 
Mineralien wird dem Staate durch den Wirtſchaftsminiſter verliehen; die 88 12 
bis 38 ſind nicht anzuwenden. 


Im 8 38e Abſ. 1 werden die Worte „im § 2 Abſ. 2“ an beiden Stellen erſetzt durch die 
Worte „im § 2 Abſ. 1”. 


. 8 136 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


(2) Zur Abtretung des mit Wohn-, Wirtſchafts⸗ oder Fabrikgebäuden bebauten 
Grund und Bodens und der damit in Verbindung ſtehenden eingefriedigten Hof— 
räume kann der Grundbeſitzer gegen ſeinen Willen nur verpflichtet werden, wenn 
der Wirtſchaftsminiſter aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes 
zugeſtimmt hat; in dieſem Falle iſt der Bergwerksbeſitzer berechtigt und auf Ver⸗ 
langen des Grundeigentümers verpflichtet, das Eigentum der bezeichneten Grund— 
ſtücke zu erwerben. 


. 155 wird aufgehoben. 
. 8 196 Abſ. 2 wird folgendermaßen gefaßt: 


) Sie erſtreckt ſich insbeſondere auf 

die Sicherheit der Baue, 

die Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter, 

die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anſtandes durch die Einrichtung 
des Betriebs, 

den Schutz aller Lagerſtätten, ſoweit er im allgemeinwirtſchaftlichen Intereſſe 
liegt, 

den Schutz der Oberfläche im Intereſſe der perſönlichen Sicherheit und des 
öffentlichen Verkehrs, 

den Schutz gegen gemeinſchädliche Einwirkungen des Bergbaues. 


15. § 210 und $ 211 werden aufgehoben. 
16. $ 211 b erhält folgende Faſſung: 


§ 211 b. 
(1) In den im 8 211 a bezeichneten Landesteilen gelten für die Aufſuchung 
und Gewinnung von Eiſenerzen — mit Ausnahme der Raſeneiſenerze — die 


folgenden Vorſchriften entſprechend: 
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1. aus Titel II Abſchnitt 1 „Vom Schürfen“ die SS 3 bis 9 einſchließlich, § 10 
Abſ. 2 und § 11; 

2. Titel III Abſchnitt 1 „Von dem Bergwerkseigentume im allgemeinen“ §§ 58 
bis 63 einſchließlich; 

3. Titel III Abſchnitt 2 „Von dem Betriebe und der Verwaltung“ SS 66 bis 79 
einſchließlich; 

4. Titel III Abſchnitt 3 „Von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ SS 80 
bis 93 einſchließlich; 

5. Titel V Abſchnitt 1 „Von der Grundabtretung“ SS 135 bis 147 einſchließlich 
nebſt der Übergangsbeſtimmung des § 241 (Titel XD; 

6. Titel V Abſchnitt 2 „Von dem Schadenserſatze für Beſchädigungen des Grund— 
eigentums“ SS 148 bis 152 einſchließlich mit der Maßgabe, daß zur Ente 
ſchädigung gemäß SS 148 bis 151 derjenige verpflichtet iſt, für deſſen Rechnung 
der Betrieb geführt wird, und daß dieſe Vorſchriften keinen Erſatzanſpruch 
wegen des Schadens begründen, der einer dem Gewinnungsrechte des Grund— 
eigentümers unterliegenden Lagerſtätte zugefügt wird; 

7. Titel V Abſchnitt 3 „Von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu öffentlichen 
Verkehrsanſtalten“ SS 153, 154; 

8. Titel VIII „Von den Bergbehörden“ SS 187 bis 195 einſchließlich; 

9. Titel IX „Von der Bergpolizei“ SS 196 bis 209 a einſchließlich; 

10. aus Titel XII „Schlußbeſtimmungen“ der § 242. 

(2) Auf Verlangen der Bergbehörde haben die Beteiligten ihre Berechtigung 
zur Aufſuchung oder Gewinnung der Eiſenerze nachzuweiſen, insbeſondere die be— 
ſtehenden Abbauverträge vorzulegen, ſowie die ſonſt für erforderlich gehaltenen 
Auskünfte zu erteilen. 


17. § 211 c erhält folgende Faſſung: 
8 le 

() Wird die Aufſuchung und Gewinnung von Eiſenerzen in den im $ 211 4 
bezeichneten Landesteilen von mehreren Perſonen betrieben, ſo ſind ſie verpflichtet, 
mittels notarieller oder gerichtlicher Urkunde einen im Deutſchen Reiche wohnenden 
Repräſentanten zu beſtellen, falls ihre Vertretung nicht durch die allgemeinen Ge— 
ſetze geordnet iſt. Der Repräſentant iſt befugt, die Beteiligten in allen mit dem 
Bergbaue zuſammenhängenden Angelegenheiten gerichtlich und außergerichtlich zu 
vertreten. 

(2) Dasſelbe gilt, wenn ein Alleinunternehmer im Ausland wohnt. 

(3) Wird ein Repräſentant auf die Aufforderung der Bergbehörde nicht 
binnen einem Monate beſtellt und unter Einreichung der Beſtellungsurkunde nam— 
haft gemacht, ſo iſt die Bergbehörde befugt, bis zur ordnungsmäßigen Nachholung 
dieſer Anzeige einen Repräſentanten zu beſtellen und ihm eine angemeſſene Ver— 
gütung zuzuſichern. Dieſe iſt von den Beteiligten aufzubringen und nötigenfalls 
im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen. Gegenüber mehreren Beteiligten iſt 
die Aufforderung wirkſam, wenn ſie mindeſtens zwei Beteiligten behändigt oder 
zugeſtellt iſt. ö a 

(4) Der von der Bergbehörde beſtellte Repräſentant hat die im Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Befugniſſe, ſofern die Bergbehörde keine Beſchränkung eintreten läßt. 


18. $ 214 b erhält folgende Faſſung: 
§ 214 b. 
Für die unterirdiſch betriebenen Dachſchiefer-, Traß⸗ und Baſaltlavabrüche 
($ 214) gilt außerdem noch Titel III Abſchnitt 3 „Von den Bergleuten und den 
Betriebsbeamten“ SS 80 bis 93 einſchließlich. 
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19. Im § 214 werden die Ziffern 3 und 4 durch die folgenden Ziffern 3 bis 5 erſetzt: 
3. Titel V Abſchnitt 1 „Von der Grundabtretung“ SS 135 bis 147 einſchließlich nebſt 
der Übergangsbeſtimmung des § 241 (Titel X); 

4. Titel V Abſchnitt 2 „Von dem Schadenserſatze für Beſchädigungen des Grund— 
eigentums“ SS 148 bis 152 einſchließlich mit der Maßgabe, daß zur Entſchädigung 
gemäß SS 148 bis 151 derjenige verpflichtet iſt, für deſſen Rechnung der Betrieb 
geführt wird, und daß dieſe Vorſchriften keinen Erſatzanſpruch wegen des Schadens 
begründen, der einer dem Gewinnungsrechte des Grundeigentümers unterliegenden 
Lagerſtätte zugefügt wird. 

„Titel V Abſchnitt 3 „Von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu öffentlichen Ver⸗ 
kehrsanſtalten“ SS 153, 154. 


20. Er § 214 d werden die Worte „in der Faſſung des Geſetzes vom 8. April 1894 (Ge- 
ſetzſamml. S. 41)“ geſtrichen. 


1 


Artikel 2. 
Neuabgrenzung des Mandatsgebiets. 


§ 2. 

s 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom 22. Februar 1869, betreffend die Rechtsverhältniſſe des Stein⸗ 
und 8 in denjenigen Landesteilen, in welchen das Kurfürſtlich Sächſiſche 
Mandat vom 19. Auguſt 1743 Geſetzeskraft hat, (Geſetzſamml. 1869 S. 401) erhält folgende 
Faſſung: 

(1) In den hier aufgeführten Teilen der Provinzen Sachſen, Brandenburg und Niederſchleſien 
unterliegt die Braunkohle dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers: 
1. Provinz Sachſen: 
Kreiſe Liebenwerda, Torgau, Schweinitz, Wittenberg (Stadt und Land), Delitzſch, 
Bitterfeld, Merſeburg (Stadt und Land), Weißenfels (Stadt und Land), Naumburg 
a. S. (Stadt), Zeitz (Stadt und Land), Querfurt; 
2, Provinz Brandenburg: 
Kreiſe Spremberg (Lauſitz), Sorau, Forſt (Laufig — Stadt —), Guben (Stadt und 
Land), Lübben (Spreewald), Calau, Luckau (Niederlauſitz), 
vom Kreiſe Jüterbog⸗Luckenwalde der ſüdöſtliche Teil, nämlich 
der Gutsbezirk Baruth, Forſt und die Gemeindebezirke Baruth (Stadt), Bollens- 
dorf, Buckow, Dahme (Stadt), Dornswalde, Friedrichshof, Gebersdorf, Glienig, 
Görsdorf, Groß Zieſcht, Heinsdorf, Hohenſeefeld, Ihlow, Illmersdorf, Kemlitz, 
Klasdorf, Klein Zieſcht, Liebsdorf, Lynow, Mahlsdorf, Mehlsdorf bei Dahme, 
Merzdorf, Mückendorf, Neuhof bei Baruth, Niebendorf, Nieder Seefeld, Nien- 
dorf, Paplitz, Petkus, Prensdorf, Radeland, Rietdorf, Roſenthal, Schöbendorf, 
Schönefeld, Schwebendorf, Waltersdorf, Wildau, Zagelsdorf, Zeſch ſowie die 
ſog. Flemmingwieſen; 
3. Provinz Niederſchleſien: 
Kreiſe Hoyerswerda und Görlitz (Stadt und Land), 
Kreis Rothenburg (Oberlaufig) mit Ausnahme 
der Gemeindebezirke Priebus (Schleſien — Stadt —), Quolsdorf bei Töpferſtedt, 
Töpferſtedt, Lindenhain (Oberlauſitz), Birkenſtedt (Oberlauſitz), Hermsdorf bei 
Priebus, Kochsdorf, Birkfähre, Pechern, Jamnitz⸗Pattag, Wälliſch, Dubrau, 
Mühlbach, Merzdorf bei Priebus, Bogendorf, Gräfenhain, Groß Petersdorf, 
Zeſſendorf, Mellendorf, Jenkendorf, Reichenau bei Priebus, Ruppendorf, 
Ziebern und Raußen, 
Kreiſe Bunzlau und Lauban, ſoweit ſie links des Queis liegen. 
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8 3. 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erliſcht das aus dem Kurfürſtlich Sächſiſchen Man⸗ 
date vom 19. Auguſt 1743 hergeleitete Recht des Grundeigentümers zur Aufſuchung und Ge— 
winnung von Braunkohle in den im § 2 nicht aufgeführten Bezirken. Der Grundeigentümer behält 
hier jedoch das bezeichnete Recht für die ihm gehörigen Grundſtücke, ſolange fie nach der Ent- 
ſcheidung des Oberbergamts den Betriebszwecken ſeines Bergwerksunternehmens dienen. 

(2) In denſelben Bezirken bleiben ferner unberührt die Verträge über die Aufſuchung und 
Gewinnung von Braunkohle, die der Grundeigentümer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab— 
geſchloſſen hat. Sie können nur mit Genehmigung des Wirtſchaftsminiſters oder der von ihm be- 
ſtimmten Behörde geändert werden. Dasſelbe gilt auch für die Abtretung oder Überlaſſung des 
Aufſuchungs- oder Gewinnungsrechts an einen anderen. 5 

(3) Die Bergwerksverleihungen auf Braunkohle, die in dem Gebiete des § 2 bis zum Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes erfolgt ſind, bleiben aufrechterhalten. Das Gleiche gilt für Bergwerks— 
verleihungen auf Braunkohle, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den nach Abſ. 1 aus dem 
Mandatsgebiet ausgeſchiedenen Bezirken erfolgt ſind. 


§ 4. 

(1) Der aus einem aufrechterhaltenen Vertrage (§ 3 Abſ. 2) Berechtigte (Unternehmer) hat 
das Beſtehen des Vertrags nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften alsbald, ſpäteſtens jedoch bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 1937 dem zuſtändigen Bergrevierbeamten anzuzeigen. Die Anzeige 
durch einen Mitunternehmer befreit die übrigen von der Anzeigepflicht. Auf begründeten, vor 
Ablauf der Friſt geſtellten Antrag kann das Oberbergamt Nachfriſt, längſtens jedoch bis zum 
31. März 1938, bewilligen. 

(2) Die Anzeige (Abſ. 1) und ihre Anlagen ſollen in zwei Stücken eingereicht werden. Sie 
muß den Vertrag genau bezeichnen und Angaben über die Vertragsparteien, das Vertragsgebiet 
und die Vertragsdauer enthalten. Wegen der Einzelheiten darf auf den Vertrag und die Karte 
(Abſ. 2 Satz 5) verwieſen werden. Der Vertrag ſoll in Urſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter 
Abſchrift der Anzeige beigefügt werden, ebenſo der Nachweis der Vertretungsbefugnis des An— 
zeigenden. Mit der Anzeige iſt weiter eine Karte im Mindeſtmaßſtab von 1: 25 000 einzureichen, 
die den räumlichen Umfang des Vertragsgebiets deutlich nachweiſen muß. 

(3) Auf Verlangen des Oberbergamts und binnen der von ihm zu beſtimmenden Friſt hat 
der Anzeigepflichtige ſeine Anzeige und ihre Anlagen auch nach Ablauf der Anzeigefriſt (Abſ. 1) zu 
vervollſtändigen. Dasſelbe gilt für den Nachweis der Rechtswirkſamkeit eines Vertrags; der Rechts— 
weg gegen den Staat iſt dabei ausgeſchloſſen. 

(4) Verträge, für welche die Anzeigepflicht nicht oder nicht friſtgemäß (Abſ. 1) oder nicht 
ordnungsmäßig (Abſ. 2 Satz 2 und 5) erfüllt wird, erlöſchen mit dem Ablaufe der für ſie maß— 
gebenden Anzeigefriſt; in Streitfällen entſcheidet hierüber das Oberbergamt unter Ausſchluß des 
Rechtswegs. Iſt auf Grund eines nach Satz 1 erloſchenen Vertrags eine Berechtigung zur Auf— 
ſuchung oder Gewinnung von Braunkohle im Grundbuch eingetragen, ſo kann die zur Löſchung des 
Rechtes erforderliche Bewilligung des Berechtigten durch eine amtliche Beſcheinigung des Oberberg— 
amts über das Erlöſchen des Vertrags erſetzt werden; auch kann das Oberbergamt das Grund— 
buchamt um Löſchung des Rechtes erſuchen. 

(5) Für die Anzeige eines Rechtes des Grundeigentümers, das durch § 3 Abſ. 1 Satz 2 auf⸗ 
rechterhalten iſt, gelten die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 entſprechend. 


Artikels. 
Weitere Anderungen des Mandatsgeſetzes. 
§ 5. 


Das Geſetz vom 22. Februar 1869/20. September 1899 GGeſetzſamml. 1869 S. 401, 1899 
S. 177) wird ferner, wie folgt, geändert: 
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1. In der Überſchrift des Geſetzes werden die Worte „Stein- und“, im $ 1 Abſ. 2 Satz 1 
ſowie im § 2 die Worte „Stein- oder“ geſtrichen. 


2. § 1 Abſ. 2 Satz 2 und $ 3 Abſ. 2 letzter Halbſatz werden aufgehoben. 
3. 8 4 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 


§ 4. 

(1) Bei der Beſtellung einer ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit iſt dieſe von 
dem Grundſtück abzuſchreiben und auf ein beſonderes Grundbuchblatt zu übertragen. 

(2) Inwieweit die Abſchreibung von der Vorlegung eines beglaubigten Aus— 
zugs aus dem Steuerbuche ſowie einer von dem Fortſchreibungsbeamten be- 
glaubigten Karte abhängig iſt, beſtimmt der Reichsminiſter der Juſtiz. 

(3) Iſt beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf dem Blatte eines Grundſtücks 
eine ſelbſtändige Kohlenabbaugerechtigkeit eingetragen, ſo iſt für ſie auf Antrag ein 
beſonderes Grundbuchblatt anzulegen, von Amts wegen nur dann, wenn das Recht 
veräußert oder belaſtet werden ſoll. Die Anlegung eines beſonderen Grundbuch- 
blatts wird auf dem Blatte des Grundſtücks vermerkt. 


4. Dem $ 6 wird als Abſ. 2 angefügt: 
(2) Für Dienſtbarkeiten kann ein Unſchädlichkeitszeugnis auch dann erteilt 
werden, wenn die Bergbehörde beſcheinigt, daß der Kohlenabbau die Ausübung der 
Dienſtbarkeiten nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigen wird. 


5. § 7 erhält folgende Faſſung: 
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(1) Eine Kohlenabbaugerechtigkeit kann nur dann mit einer anderen vereinigt 
oder ihr als Beſtandteil zugeſchrieben werden, wenn die Gerechtigkeiten nach Beſchei— 
nigung der Bergbehörde zu einem einheitlichen Baue zuſammengefaßt werden können. 

(2) Die Vereinigung von Kohlenabbaugerechtigkeiten ſetzt weiter voraus, daß 
die auf den einzelnen Gerechtigkeiten haftenden Belaſtungen auf Grund einer die 
Rangordnung regelnden Einigung der Beteiligten auf das aus den Gerechtigkeiten 
gebildete Ganze übertragen werden. 5 

() Bei einer Zuſchreibung als Beſtandteil erſtrecken ſich die an der anderen 
Gerechtigkeit beſtehenden Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden auf die zu- 
geſchriebene Gerechtigkeit. Rechte, mit denen die zugeſchriebene Gerechtigkeit belaftet 
iſt, gehen dieſen Laſten im Range vor. 


6. Im § 8 Abſ. 1 und 2 werden die Worte „vollſtändig abgebaut“ und „gänzlich abgebaut“ 
erſetzt durch die Worte „als abgebaut anzuſehen“. 


7. An die Stelle der SS 9 und 10 tritt folgender $ 9: 


§ 9. 
Im Anwendungsbereich dieſes Geſetzes gelten für die Aufſuchung und Ge— 
winnung der Braunkohle die SS 211 b und 211 e des Allgemeinen Berggeſetzes ent- 
ſprechend. 


Artikel 4. 
Anderung verſchiedener bergrechtlicher Einzelgeſetze. 
8 6. 

Artikel III Ziffer II des Geſetzes vom 4. Auguſt 1865 wegen Aufhebung des Preußiſchen 
Landrechts vom Jahre 1721 und der Inſtruktion für die Weſtpreußiſche Regierung vom 21. Sep⸗ 
tember 1773 in den jetzt zu der Provinz Pommern gehörenden vormals Weſtpreußiſchen Landes— 
teilen (Geſetzſamml. S. 873) wird aufgehoben. 
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8 7. 
Die Verordnung vom 8. Mai 1867, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes 


vom 24. Juni 1865 in das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, (Geſetzſamml. S. 601) 
wird folgendermaßen geändert: 


1. Artikel II erhält folgende Faſſung: 
Artikel II. 


() Von den im § 1 des Allgemeinen Berggeſetzes von dem Verfügungsrechte 
des Grundeigentümers ausgeſchloſſenen Mineralien kommen, vorbehaltlich der be— 
ſtehenden Berechtigungen, Steinſalz nebſt den mit demſelben auf der nämlichen 
Lagerſtätte vorkommenden Salzen und die Solquellen in Wegfall. § 135 und § 196 
des Allgemeinen Berggeſetzes finden, ſoweit ſie ſich auf Salinen, Solleitungen und 
Solbehälter beziehen, keine Anwendung. 


2) Für die Aufſuchung und Gewinnung von Stein- und Kaliſalzen gelten die 
§§ 211 b und 211, für die Aufſuchung von Solquellen die 88 3 bis 11, 59, 66 


bis 71, 73 bis 79 ſowie die Vorſchriften des VIII. und IX. Titels des Allgemeinen 
Berggeſetzes entſprechend. 


2. Artikel XIII erhält folgende Faſſung: 
Artikel XIII. 


Für den im Artikel XII bezeichneten Bergbau auf Stein⸗ und Braunkohlen 
gelten die SS 211 b und 211 e des Allgemeinen Berggeſetzes entſprechend. 


§ 8. 
Artikel IT des Geſetzes vom 12. März 1869, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berg- 


geſetzes vom 24. Juni 1865 in das Gebiet der Herzogtümer Schleswig und Holſtein, (Geſetzſamml. 
S. 453) wird aufgehoben. 
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Das Geſetz vom 14. Juli 1895, betreffend die Ausdehnung verſchiedener Beſtimmungen des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 auf den Stein- und Kaliſalzbergbau in der Provinz 
Hannover, (Geſetzſamml. S. 295) und das Geſetz vom 26. Juni 1904, betreffend die Ausdehnung 
einiger Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 auf die Arbeiten zur Auf- 
ſuchung von Stein- und Kaliſalz und von Solquellen in der Provinz Hannover, (Geſetzſamml. 
S. 135) werden aufgehoben. 

5 § 10. 

Artikel 27 des Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung vom 26. September 1899 (Geſetz⸗ 

ſamml. S. 307) erhält folgende Faſſung: 
Artikel 27. 
Für ſelbſtändige Gerechtigkeiten wird ein Grundbuchblatt nur auf Antrag des Be⸗ 


rechtigten angelegt, ſoweit ſich nicht aus den für die Anlegung der Grundbücher geltenden 
Vorſchriften ein anderes ergibt. 


§ 11. 
Das Geſetz vom 4. Auguſt 1904 über die Beſtellung von Salzabbaugerechtigkeiten in der 
Provinz Hannover (Geſetzſamml. S. 235) wird, wie folgt, geändert: 
1. Im $ 2 Abſ. 2 wird der letzte Halbſatz aufgehoben. 
2. § 6 erhält folgenden Abſ. 2: f 
(2) Für Dienſtbarkeiten kann ein Unſchädlichkeitszeugnis auch dann erteilt 

werden, wenn die Bergbehörde beſcheinigt, daß der Salzabbau die Ausübung der 
Dienſtbarkeiten nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigen wird. 
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3. § 8 erhält folgende Faſſung: 

() Eine Salzabbaugerechtigkeit kann nur dann mit einer anderen vereinigt 
oder ihr als Beſtandteil zugeſchrieben werden, wenn die Gerechtigkeiten nach Be- 
ſcheinigung der Bergbehörde zu einem einheitlichen Baue zuſammengefaßt werden 
können. 

(2) Die Vereinigung von Salzabbaugerechtigkeiten ſetzt weiter voraus, daß die 
auf den einzelnen Gerechtigkeiten haftenden Belaſtungen auf Grund einer die Rang⸗ 
ordnung regelnden Einigung der Beteiligten auf das aus den Gerechtigkeiten gebildete 
Ganze übertragen werden. 


(2) Bei einer Zuſchreibung als Beſtandteil erſtrecken ſich die an der anderen 
Gerechtigkeit beſtehenden Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden auf die zu⸗ 
geſchriebene Gerechtigkeit. Rechte, mit denen die zugeſchriebene Gerechtigkeit belaſtet 
iſt, gehen dieſen Laſten im Range vor. 


4. Im 8 9 Abſ. 1 und 2 werden die Worte „vollſtändig abgebaut“ und „gänzlich abgebaut“ 
erſetzt durch die Worte „als abgebaut anzuſehen“. 


8 12. 


Das Geſetz vom 22. Mai 1922 über die Aufſuchung und Gewinnung von Steinkohle 
(Geſetzſamml. S. 118) wird aufgehoben. 


8 13. 


Das Geſetz vom 22. Juli 1929 über einen erweiterten Staatsvorbehalt zur Aufſuchung und 
Gewinnung von Steinkohle und Erdöl (Geſetzſamml. S. 87) wird aufgehoben und durch folgende 
Vorſchriften erſetzt: 

1. In der Provinz Brandenburg, in dem Gebiete der Reichshauptſtadt Berlin ſowie in den 
Gebietsteilen der Provinzen Sachſen und Niederſchleſien, in denen das Geſetz vom 22. Fe⸗ 
bruar 1869/20. September 1899 (Geſetzſamml. 1869 S. 401, 1899 S. 177) gilt oder 
bisher gegolten hat, regelt ſich der Staatsvorbehalt für Steinkohle nach den Vorſchriften 
des Allgemeinen Berggeſetzes, der Staatsvorbehalt für Erdöl, Erdgas, Erdwachs, Aſphalt 
und die wegen ihres Gehalts an Bitumen von dem Oberbergamt als techniſch verwert⸗ 
bar erklärten Geſteine nach den Vorſchriften der SS 1, 2 und 6 der Erdölverordnung 
vom 13. Dezember 1934 (Geſetzſamml. S. 463). 

2. Die nach Artikel II Abſ. 1 des Geſetzes vom 22. Juli 1929 erloſchenen Rechte find von 
Amts wegen oder auf Erſuchen des Oberbergamts im Grundbuch zu löſchen. 

3. Unberührt bleiben die für Betriebszwecke des Steinkohlenwerkes Plötz G. m. b. H. bei 
Löbejün abgeſchloſſenen Verträge über die Aufſuchung und Gewinnung von Steinkohle. 
Die Ss 211 b und 211 e des Allgemeinen Berggeſetzes gelten entſprechend. 


8 14. 


Das Geſetz vom 18. Dezember 1933 über die Beaufſichtigung von unterirdiſchen Mineral⸗ 
gewinnungsbetrieben und Tiefbohrungen (Geſetzſamml. S. 493) wird, wie folgt, geändert: 


1. Im § 1 Abſ. 1 erhält die Ziffer 3 folgende Faſſung: 
3. Titel III Abſchnitt 3 „Von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ SS 80 bis 93 
einſchließlich. 


2. § 3 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung. 
(2) Der Wirtſchaftsminiſter kann die polizeiliche Aufſicht über einen der im 
§ 1 aufgeführten Betriebe dem Gewerbeaufſichtsbeamten übertragen. Gleiches gilt 
für einen Betrieb im Sinne von Abſ. 1. 
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§ 15. 
Das Erdölgeſetz vom 12. Mai 1934 (Geſetzſamml. S. 257) wird, wie folgt, geändert: 
1. Im 8 2 Abſ. 1 wird als neue Ziffer 1 eingefügt: 
1. Titel II Abſchnitt 1 „Vom Schürfen“ SS 3 bis 11 einſchließlich. 
Die bisherigen Ziffern 1 bis 9 erhalten die Ziffern 2 bis 10. 
„Die bisherige Ziffer 3 (jetzt 4) des § 2 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
4. Titel III Abſchnitt 3 „Von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ SS 80 bis 92 
einſchließlich. 
3. In der bisherigen Ziffer 6 (jetzt 7) des § 2 Abſ. 1 werden die Worte „SS 153 bis 155 
einſchließlich“ erſetzt durch „SS 153, 154“. 
4. $ 3 fällt fort. 


5. § 4 erhält folgende Faſſung: 


e 


§ 4. 
Wird die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl von mehreren Perſonen be— 
trieben, fo gilt $ 211 e des Allgemeinen Berggeſetzes entſprechend. 
6. $ 5 Abi. 3 fällt fort. 
§ 16. 
Das Phosphoritgeſetz vom 16. Oktober 1934 (Geſetzſamml. S. 404) wird, wie folgt, geändert: 
1. § 3 Ziffer 4 erhält folgende Faſſung: 
4. Titel III Abſchnitt 3 „Von den Bergleuten und den Betriebsbeamten“ SS 80 bis 93 
einſchließlich. 
2. § 3 Ziffer 6 wird folgendermaßen gefaßt: 
6. Titel V Abſchnitt 2 „Von dem Schadenserſatze für Beſchädigungen des Grundeigen— 
tums“ SS 148 bis 152 einſchließlich mit der Maßgabe, daß zur Entſchädigung gemäß 
SS 148 bis 151 derjenige verpflichtet iſt, für deſſen Rechnung der Betrieb geführt 
wird, und daß dieſe Vorſchriften keinen Erſatzanſpruch wegen des Schadens be— 


gründen, der einer dem Gewinnungsrechte des Grundeigentümers unterliegenden 
Lagerſtätte zugefügt wird. 


3. Im $ 3 Ziffer 7 werden die Worte „SS 153 bis 155 einſchließlich“ erſetzt durch „SS 153, 
154”, 


4. § 4 erhält folgende Faſſung: 
8 4. 
Wird die Aufſuchung und Gewinnung phosphorhaltiger Mineralien und Ge- 


ſteine von mehreren Perſonen betrieben, jo gilt $ 211 e des Allgemeinen Berggeſetzes 
entſprechend. 


§ 17. 
(1) $ 1 Abſ. 3 der Erdölverordnung vom 13. Dezember 1934 (Geſetzſamml. S. 463) erhält 
folgende Faſſung: 
(3) Unberührt bleiben die Vorſchriften des Erdölgeſetzes vom 12. Mai 1934 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 257). 
(2) Die Verordnung zur Anderung der Erdölverordnung vom 11. September 1936 
(Geſetzſamml. S. 147) wird aufgehoben. 
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Ac tilel ic. 
Schlußbeſtimmungen. 
§ 18. 


Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften verwieſen iſt, die durch dieſes Geſetz 
beſeitigt, geändert oder ergänzt werden, treten an ihre Stelle die entſprechenden neuen Vorſchriften. 


§ 19. 
(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


(2) Der Wirtſchaftsminiſter kann zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes Rechts— 
verordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. Ihm ſtehen auch die Befugniſſe 
zu, die im Allgemeinen Berggeſetz und den bergrechtlichen Nebengeſetzen dem Handelsminiſter oder 
feinen Amtsnachfolgern zugewieſen find; Vorſchriften, die eine Mitwirkung anderer Miniſter vor- 
ſehen, werden hierdurch nicht berührt. 


Berlin, den 24. September 1937. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schacht. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 24. September 1937. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14394.) Geſetz zur Anderung der Preußiſchen Ausführungsverordnung zur Verordnung über die 
Fürſorgepflicht. Vom 24. September 1937. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
ö | 8 1. 
Die Preußiſche Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
17. April 1924 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Mai 1932 (Geſetzſamml. S. 207), 
der Verordnung vom 17. März 1933 (Gejegjamml. S. 43), des Geſetzes vom 17. März 1934 
Geſetzſamml. S. 155) und des Geſetzes vom 21. Januar 1936 (Geſetzſamml. S. 9) wird, wie folgt, 
geändert: i 
1. § 6 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Landesfürſorgeverbände find verpflichtet, für Bewahrung, Kur und 
Pflege der hilfsbedürftigen Geiſteskranken, Idioten, Epileptiker, Taubſtummen, 
Blinden und Krüppel, ſoweit Anſtaltspflege erforderlich iſt, in geeigneten Anſtalten 
Fürſorge zu treffen. Dieſe Verpflichtung beſchränkt ſich bei Krüppeln auf Minder⸗ 
jährige und auf Perſonen, die nach der Art ihres Leidens der Aufnahme in einer 
mit den beſonderen Einrichtungen der Krüppelbehandlung ausgeſtatteten Anſtalt 
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bedürfen. Die Fürſorge umfaßt bei Blinden, Taubſtummen, Krüppeln und Minder- 
jährigen auch die Erwerbsbefähigung, bei Minderjährigen außerdem die Erziehung. 
2. § 9 wird aufgehoben. 


8 2. 
Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, die Beſtimmungen der Preußiſchen Ausführungs- 
verordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht im Einvernehmen mit den beteiligten Fach— 
miniſtern durch Verordnung zu ändern. 


8 3. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 24. September 1937. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 24. September 1937. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


In Nr. 38 des Reichs- und Preußiſchen Miniſterialblatts für die Innere Verwaltung iſt eine 
Verordnung zur Ergänzung der Amtsordnung vom 13. Juli 1935 (MBliV. S. 893) vom 13. September 
1937 veröffentlicht, die mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 13. September 1937. 


Reichs- und Preußiſches Miniſterium des Innern. 
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